
 

 
 

 
 

 

 

Orth Kluth Newsletter 

Die neue EU-Ökodesign-
Verordnung (ESPR) 
Produkte in der EU sollen kreislauffähiger 
werden
Am 27. Mai 2024 hat der Rat der EU der 
„Ökodesign-Verordnung für nachhal-
tige Produkte“ (Ecodesign for 
Sustainable Products Regulation, kurz: 
ESPR) zugestimmt. Die ESPR legt den 
Rahmen für die nachhaltige Gestaltung 
von Produkten über den Lebenszyklus 
hinweg fest.  Sie ersetzt die bestehende 
Ökodesign-Richtlinie 2009/125/EG 
(EU-Ökodesign-RL) und erweitert ihren 
Anwendungsbereich.  Ökodesign-An-
forderungen für neue Produktgruppen 
werden für Mitte 2025 erwartet, wobei 
die ESPR vorsieht, dass diese erst 18 
Monate nach Erlass durch die EU-Kom-
mission für Wirtschaftsteilnehmer 

verbindlich werden (mithin frühstens 
Ende 2026). Neu ist außerdem die Ein-
führung des vieldiskutierten Vernich-
tungsverbots für unverkaufte Verbrau-
cherprodukte, welches bereits ab Mitte 
2026 für Textilien gelten wird. Ein wei-
teres Element der ESPR ist der „digitale 
Produktpass“, der nachhaltige Kaufent-
scheidungen der Verbraucher erleich-
tern soll. 

Die neue ESPR wird die bestehende EU-
Ökodesign-RL aus dem Jahr 2009 ersetzen. 
Diese legt derzeit die Anforderungen an 
die umweltgerechte Gestaltung von „ener-
gieverbrauchsrelevanten Produkten“, wie 
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Waschmaschinen und Computermonitore, 
in der EU fest. Um den Selbstverpflichtun-
gen des EU Green Deals nachzukommen, 
wird der Anwendungsreich der neuen 
ESPR deutlich erweitert. So will die EU in 
Zukunft schrittweise die nachhaltige Ge-
staltung aller Alltagsprodukte angehen. 

Wie auch die EU-Ökodesign-RL, schafft die 
ESPR allein den Rahmen zur Festlegung 
von Ökodesign-Anforderungen für ein-
zelne Produktgruppen oder Produktrei-
hen. Sie enthält insofern selbst keine kon-
kreten Produktanforderungen, sondern 
schafft eine Rechtsgrundlage für den Er-
lass von delegierten Rechtsakten durch 
die EU-Kommission. Diese bestimmen 
wiederum die konkreten Ökodesign-An-
forderungen, die einzelne Produkte er-
füllen müssen, um in Verkehr gebracht 
oder in Betrieb genommen zu werden.  
Die Vorgaben der ESPR (einschl. der dele-
gierten Rechtsakte) gelten für alle Wirt-
schaftsteilnehmer entlang der Lieferkette, 
mithin sowohl für Hersteller, Importeure, 
Vertreiber und Händler der jeweiligen 
Produkte. 

Die aufgrund der Ökodesign-Richtlinie be-
reits aufgestellten Ökodesign-Anforderun-
gen für 31 energieverbrauchsrelevante 
Produktgruppen bzw. Produktreihen (sog. 
Durchführungsmaßnahmen) bleiben zu-
nächst weiterhin in Kraft. Darunter finden 
sich Ökodesign-Anforderungen u.a. für 
Fernsehgeräte und Displays, Smartphones 
und Tablets, Ladegeräte und Netzteile, 
Elektromotoren, Brennstoffkessel sowie 
Haushaltsgeschirrspüler und -waschma-
schinen. 

Nach der ESPR sollen Ökodesign-Anforde-
rungen künftig für fast alle Produktgrup-
pen und Produktreihen festgelegt wer-
den. Bereits angekündigt hat die EU-

Kommission, dass sie beabsichtigt, zeitnah 
delegierte Rechtsakte für die folgenden 
Produktgruppen bzw. Produktreihen zu 
erlassen: Eisen, Stahl, Aluminium, Texti-
lien, insbesondere Bekleidung und Schuh-
werk, Möbel, einschließlich Matratzen, 
Reifen, Waschmittel, Anstrichmittel, 
Schmierstoffe, Chemikalien, Produkte der 
Informations- und Kommunikationstech-
nologie und sonstige Elektronikgeräte. 
Auch das Aufstellen von Ökodesign-Anfor-
derungen für Zement ist geplant, jedoch 
voraussichtlich nicht vor 2029.  

Die ESPR sieht Ökodesign-Anforderun-
gen vor, die den gesamten Lebenszyklus 
eines Produkts abdecken. So können die 
delegierten Rechtsakte insbesondere Vor-
gaben zu den folgenden Produktparame-
tern treffen: Funktionsbeständigkeit, Wie-
derverwendbarkeit, Nachrüstbarkeit, Re-
parierbarkeit, Energieverbrauch bzw. 
Energieeffizienz, Materialfußabdruck, Ma-
terial- und CO2-Fußabdruck und Recyc-
lingfähigkeit.  

Neue produktspezifische Ökodesign-An-
forderungen sollen frühstens 18 Monate 
nach Inkrafttreten des entsprechenden 
delegierten Rechtsakts wirksam wer-
den, sodass die Industrie (insbesondere 
Kleine und mittlere Unternehmen) als 
auch die europäischen Mitgliedstaaten 
Zeit haben, sich auf die neuen Ökodesign-
Anforderungen einzustellen. 

Aus der ESPR können sich außerdem Im-
plikationen für die öffentliche Auftrags-
vergabe ergeben:  So kann die EU-Kom-
mission für Produkte, die einem delegier-
ten Rechtsakt nach der ESPR unterfallen, 
Mindestanforderungen aufstellen, die bei 
öffentlichen Ausschreibungen einzuhalten 
sind (z.B. für technischen Spezifikationen 
oder Zuschlagskriterien). Dasselbe gilt 
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auch für die Vergabe von Bau- oder Dienst-
leistungen, wenn für die Tätigkeit ein Pro-
dukt verwendet wird, das unter einen auf-
grund der ESPR erlassenen delegierten 
Rechtsakt fällt. 

Vernichtungsverbot für Textilien 
und Offenlegungspflichten 

Laut Angaben der EU werden in Deutsch-
land etwa 10 bis 20 Prozent der zurückge-
gebenen Kleidungsstücke und 4 bis 10 
Prozent der elektronischen Geräte ver-
nichtet. Die ESPR zielt darauf ab, die Ver-
nichtung von unverkauften, noch ge-
brauchsfähigen Konsumartikeln zu stop-
pen. So enthält sie (zunächst) ein Vernich-
tungsverbot für Kleidung, Bekleidungs-
zubehör und Schuhe. Das Vernichtungs-
verbot wird zwei Jahre nach Inkrafttreten 
der ESPR wirksam und soll auch für Pro-
dukte gelten, die entweder schon nicht 
zum Verkauf angeboten wurden oder von 
einem Verbraucher im Zuge seines Wider-
rufsrechts zurückgegeben wurden.  

Überdies sind Wirtschaftsteilnehmer, die 
unverkaufte, der ESPR unterfallende, Ver-
braucherprodukte entsorgen oder in ih-
rem Auftrag entsorgen lassen, nach der 
Verordnung zur Offenlegung bestimm-
ter Informationen verpflichtet. Hierzu 
zählen die Anzahl und das Gewicht der pro 
Jahr entsorgten unverkauften Verbrau-
cherprodukte, den Grund der Vernichtung 
sowie Maßnahmen, die zum Zwecke der 
Verhinderung der Vernichtung unverkauf-
ter Verbraucherprodukte geplant wurden.  

Sowohl das Vernichtungsverbot unver-
kaufter Verbraucherprodukte sowie die 
Offenlegungsverpflichtung finden auf 
Kleinst- und Kleinunternehmen keine An-
wendung. Für mittlere Unternehmen 

gelten die Bestimmungen erst sechs Jahre 
nach Inkrafttreten der ESPR. 

Digitaler Produktpass soll Ver-
braucher bei Kaufentscheidung 
unterstützen 

Produkte, die unter einen gemäß der ESPR 
erlassenen delegierten Rechtsakt fallen, 
dürfen von Wirtschaftsteilnehmern nur 
dann in Verkehr gebracht oder in Betrieb 
genommen werden, wenn ein digitaler 
Produktpass verfügbar ist. Der digitale 
Produktpass soll vor allem Verbraucher 
bei ihren Kaufentscheidungen unter-
stützen, indem er relevante Informatio-
nen u.a. zur ökologischen Nachhaltigkeit, 
dem CO2-Fußabdruck sowie der Kreislauf-
fähigkeit von Produkten aufführt.  

Der digitale Produktpass muss über einen 
Datenträger (z.B. einem Strichcode) mit ei-
ner dauerhaften eindeutigen Produktken-
nung verbunden sein. Er soll auch von den 
Marktüberwachungsbehörden genutzt 
werden können und so die Kontrollen über 
die Ökodesign-Konformität erleichtern.   

Wie geht es weiter? 

Die ESPR wird in Kürze im Europäischen 
Amtsblatt veröffentlicht und tritt 20 Tage 
nach Veröffentlichung in Kraft. Die ersten 
nach der ESPR erlassenen delegierten 
Rechtsakte zur Festlegung von Ökode-
sign-Anforderungen sollen frühstens 
ein Jahr nach Inkrafttreten der Verord-
nung, mithin Mitte 2025, in Kraft treten. 
Wie erläutert, sollen dann weitere 18 Mo-
nate vergehen, bis die Ökodesign-Anforde-
rung wirksam werden. In einigen hinrei-
chend begründeten Fällen kann die EU-
Kommission allerdings auch ein früheres 
Datum festlegen.  
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Fest steht, dass die neue ESPR viele Vor-
teile für Verbraucher mit sich bringt:  
Verbraucher profitieren unter anderem 
von länger nutzbaren und energieeffizien-
teren Produkten. Ein digitaler Produkt-
pass unterstützt außerdem bei nachhalti-
geren Kaufentscheidungen. 

Für Unternehmen ergeben sich aus der 
ESPR hingegen eine Bandbreite an zu-
sätzlichen Verpflichtungen.  Der Umfang 
und die Reichweite der Verpflichtungen 
werden sich jedoch erst in den kommen-
den Jahren präzise bestimmen lassen. 
Denn erst mit dem Inkrafttreten der ersten 
delegierten Rechtsakte wird sich zeigen, 
wie weitreichend die von der EU-Kommis-
sion aufgestellten Ökodesign-Anforderun-
gen tatsächlich sind. Es wird ebenso abzu-
warten sein, inwieweit die delegierten 
Rechtsakte tatsächlich verpflichtende 
Mindestanforderungen für die umweltori-
entierte Vergabe öffentlicher Aufträge ent-
halten. 

Auch das für Textilien geltende Vernich-
tungsverbot könnte in den kommenden 
Jahren auf andere Produktgruppen und -
reihen erweitert werden. So sieht die ESPR 
selbst vor, dass insbesondere Elektro- 
und Elektronikgeräte für ein Vernich-
tungsverbot in Betracht gezogen wer-
den sollen.  

Zwar obliegt die Überprüfung der Ökode-
sign-Konformität den Marktüberwa-
chungsbehörden der Bundesländer. Auch 
die Verbraucher können nach der ESPR je-
doch Rechtsschutz ersuchen und im Fall 
der Nichtkonformität eines Produkts mit 
den Ökodesign-Anforderungen, den nach 
der ESPR verantwortlichen Wirtschafts-
teilnehmer, für den ihnen entstandenen 
Schaden in Anspruch nehmen.  

Unternehmen sollten sich schon frühzeitig 
mit den sich aus der Verordnung unmittel-
bar ergebenden Verpflichtungen (insb. 
dem Vernichtungsverbot und der Einfüh-
rung des digitalen Produktpasses) sowie 
den in den delegierten Rechtsakten gere-
gelten produktspezifischen Ökodesign-
Anforderungen auseinandersetzen. Zwar 
sieht die ESPR unternehmensfreundliche 
Übergangsfristen vor. Wegen der in den 
Ökodesign-Anforderungen zu erwarten-
den detaillierten Leistungsanforderungen 
empfiehlt es sich gleichwohl, bereits mit 
Inkrafttreten eines delegierten Rechtsak-
tes den Anpassungsbedarf zu identifizie-
ren und Umsetzungsmaßnahmen zu er-
greifen. Auch kleine und mittlere Unter-
nehmen werden sich nicht ohne weiteres 
auf die vielen in der ESPR für sie vorgese-
henen Ausnahmen ausruhen können, da 
sie – sofern sie Großunternehmen zulie-
fern – auch selbst Vorgaben der ESPR wer-
den einhalten müssen.  

Recht-auf-Reparatur-Richtlinie  

Am 30. Mai 2024 hat der Rat der EU 
ebenso grünes Licht für die Recht-auf-Re-
paratur-Richtline gegeben und somit ei-
nen weiteren großen Schritt zur Realisie-
rung des EU Green Deals gemacht. Zent-
rale Regelung wird sein, dass Verbraucher 
– bestimmte Konstellationen ausgenom-
men – gegen den Hersteller eines Pro-
dukts, einen Anspruch auf Reparatur 
des Produkts haben werden. Die von den 
Mitgliedsstaaten umzusetzenden Rege-
lungen sollen ab 2026 ihre Wirkung ent-
falten. 

Die wesentlichen Inhalte der Recht-auf-
Reparatur-Richtline sowie unsere Ein-
schätzung dazu, finden Sie in unserem 
kommenden Newsletter
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